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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/341 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 6/69 - des Hein- 
rich Kahler, Kiel, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 16. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Alle Parteien hätten sich gesetzwidrig bereichert, 
sich Staatsmittel angeeignet, um ihre irreführende 
Wahlpropaganda durchzuführen. Dies gelte ins- 
besondere für die CDU/CSU und die SPD. Der 
Einspruchsführer meint, die Parteien hätten aus- 
reichend Möglichkeit gehabt, aus anderen Mit- 
teln den Wahlkampf zu finanzieren. So hätten 
sie bei ihren Mitgliedern sammeln oder bei Ban- 
ken und sonstigen Geldinstituten, wie jeder 
Privatunternehmer, Darlehen aufnehmen können. 
Außerdem hätten die Parteimitglieder durch 
ehrliches Schaffen Mittel verdienen können. 

Der Einspruchsführer macht weiter geltend, ins- 
besondere die CDU/CSU und die SPD hätten mit 
gesetzwidrigen Mitteln durch ihre Parteibenen- 
nung Stimmenfang betrieben. Mit Schreiben vom 
20. Oktober 1969 erläutert der Einspruchsführer 
erneut seinen Einspruch und fügt seinem Schrei- 
ben Anlagen bei, in denen er seine Vorstellun- 
gen für einen vaterländischen, national total- 
sozialistischen und demokratischen Rechtsstaat 
darlegt. 

In einem Telegramm vom selben Tage verlangt 
der Einspruchsführer: „Gemäß meines Einspruchs 


Art. 41 GG vom 16. Oktober 1969 sind alle Ab- 
sprechungen und Verhandlungen bis zur Ent- 
scheidung ungültig und zu unterlassen." 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
Wahlprüfungsgesetz (WPG) von der Anberau- 
mung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung 
Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
aus den nachfolgenden Gründen offensichtlich unbe- 
gründet. 

Soweit der Einspruchsführer Parteienfinanzierung 
rügt, ist diese als Erstattung von Wahlkampfkosten 
im Parteiengesetz §§ 18 ff. gesetzlich verankert und 
entspricht der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts. 

Soweit der Einspruchsführer die Parteienbenennung 
beanstandet, kann sein Einspruch nicht durchgreifen, 
da die Parteien in der Namensgebung frei sind. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann .gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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